
·652 der Beilagen zu den.stenographischen Protokollen des Nati~nalrate.s XI.,GP. 

9. H. 19.67 

Regieru.ngsvorlage 

Bundesgesetz ·vom XXXXXXXXXX· 2 . .Dem Abs. 2 ,l~t. $ in lfplgende ~e~yjml;l').ung 
,1967, mit dem das Einführungsgesetz zu den: anzufügen: 
V~rwaltungsverfahrensgesetzenneu.erlichab- ,,27a. der Vollzugsbehördenerster Ins~anz und 

geändert w:ird (EGVG.-:Novelle) • der Vollzugsdberhehördennaeh dem Strafvoll~ 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
zugsgesetzö". 

Artikel '1 

. Artikel lIdes Einführ.ungsgesetzes zu den 'Ver­
w,altungsv.e.rfahrensgesetzenl950, :BGBl. Nr. 172, 
in derFassun-gderEGVG.-Novoelle BGEL Nr. 92/ 
1959 wüx! ,wie f.olg~ -abgeii.ndert: 

3. Im Abs. 6 lit. f ist der ,puJ.l'kt d\1:rro-ei1.l.en 
StrichpuJlkt ~,\1 .e.r.s.etz~njdel)l .Ab~. 6 ist folgende 
'Bestimmung ;11).~ufi\gen: 

"g) auf Akte Per 'milit:i:I:ischeJ1J3e{ebJ.sg~1Il/:alt/' 

1. Abs. 2 lit. A '2. 24 hat z.u 'lauten: 

,,24.de.r Militäikommandos:;'~. 

(.1) Artikel 1 Z. '2diesesBundesge~tz~ .. t.tit,t 
gleichzeitig mit .aem 'Stra:fvollzugsg.esetz il!' Kiiia$,t.' 

,(2) Mit der VoHziehung .dj.esesBunde~esetzts 
: ,ist ,die Bundesregierung :betraut. 

Erläuternde Bemerkungen 

Allgemeines 

:I. 

1. Der 'Entwurf eines 'Bundesgesetzes :über ,d,en 
'Vollzug der Freiheitsstrafen .(Strafvollzugsgese.t~) 
SIeht die Zuständigkeit von Vollzugsbehötd.en ~ 
also von Verwaltungsbehörden - vor, denen 
Aufgaben im Bereiche des Strafvollzuges obliegen. 
Im einzelnen sind Vollzugsbehörden erster 
Instanz (§ 11 des Entwurfes eines Strafvollzugs~ 
gesetzes), Vollzugsoberbehörden (§ 12) und als 
Oberste Vollzugsbehörde das Bundesministerium 
für Justiz (§ 13) vorgesehen. Außer den admini~ 
strativen Aufgaben ist den Vollzugsbehörden 
auch die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
(Verwaltungsübertretungen) der Strafgefangenen 
zugewiesen (§§ J07 ff.). 

2. Das Bundesministerium für Justiz ist bei der 
Ausarbeitung des Entwurfes eines Strafvollzugs~ 
gesetzes von der auf Artikel 18 Abs. 1 B.-VG. 
beruhenden Auffassung ausgegangen, daß mate-

r:~ell-redJ,tlidte :Nor:~~(m 'y,qn den ~zu,ständigenBe­
.hÖrd~n ohne v:erfahrensl'eeltt1:icl1e B.estiimmungen 
nicht vollzogen -:werde.nköp.nen~ " :'l:>~ent­
sprech~nd waren ,in ,dem ;z.\.l>r \Begut:acht:u~g ·v.om 
J3up.d.esministerium fÜll' Jus:tizV'el'sendet.en'Ent­
W!ll:f .,eines StrafV:QHzqgsgese,tzes ,folgende :Be~ 
stimmungen vorgesehen: 

a) ,,§ 35. Für das Verfahren vor den Vollzugs­
behörden gelten die Bestimmungen des Allge~ 
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950, so­
weit in diesem Bundesgesetz nichts Besonderes 
bestimmt wird." 

b) ,,§132. (1) Ein Gefangener, der Bestimmun­
gen dieses Bundesgesetzes, darauf gegründete 
Vorschriften oder Anordnungen verletzt oder 
dies versucht, begeht eine Ordnungswidrigkeit. 

(2) Soweit im folgenden nichts anderes be­
stimmt ist, gelten für Ordnungswidrigkeiten die 
Vorschriften des Ve.r,waltungsstrafgesetzes 1950 
über Verwaltungsühertretungen." . 
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2 652 der Beilagen 

Im Begutachtungsveffahren wurden -gegen 
diese Bestimmungen keine Bedenken vorge­
bracht. Das Bundeskanzleramt - Verfassungs­
dienst hat diese Bestimmungen im Ergebnis be­
grüßt, allerdings auf die durch das Einführungs­
gesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen ge­
schaffene Rechtssystematik hingewiesen, die es 

<> erfordert, daß die Anwendbarkeit des AVG. 1950 
und des VStG. 1950 auf das behördliche Ver­
fahren der Vollzugsbehörden durch eine Novelle 
zum EGVG. 1950 angeordnet wird. 

II. 

Die Knderung des Artikels II Abs. 2 lit. A 
Z. 24 und die Ergänzung des Artikels II Abs. 6 
durch die Hinzufügung einer lit. g stehen im Zu­
sammenhang mit derWehrgesetznovelle 1966. 

Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Z. 2: 

tretungen zuständig sind. Dies ist hinsichtlich der 
Bestrafung wegen Ordnungswidrigkeiten 
(§§ 107 ff. des Entwurfes eines Strafvollzugs ge­
setzes) der Fall. Dabei sind jedoch die oben ange­
führten Bestimmungen des Verwaltungsstrafge­
setzes über die Sicherheitsleistung (§ 37), über 
die Beschlagnahme von Verfallsgegenständen 
(§ 39), über die Organ-Strafverfügung (§ 50) und 
über Privatanklagesachen (§ 56) nicht anzuwen­
den. Die Anwendbarkeit dieser Bestimmungen 
vorzusehen, ist im Hinblick auf die materiell­
rechtliche Regelung des Strafvollzugsgesetzes ent­
behrlich. 

3. Aus Artikel 11 Abs. 4 des EGVG. ergibt sich, 
daß das VStG. 1950 schon jetzt auf das behörd~ 
liche Verfahren des Bundesministeriums für 
Justiz als Oberster Vollzugsbehörde anzuwenden 
ist, ohne daß es einer weiteren gesetzlichen An­
ordnung bedürfe. 

Artikel II Abs. 2 lit. B des EGVG. 1950 in der Zu Artikell Z. 1 und 3: 
Fassung -der EGVG.-Novelle 1959 zählt jene Das Bundesgesetz, mit dem wehrrechtliche Be­
Organe auf, die in einem behördlichen Verfahren stimmungen abgeändert werden, BGBL Nr~ 185/ 
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz in 1966, hat die Aufgaben der Ergänzungskomman­
vollem Umfang, das Verwaltungsstrafgesetz mit dos den Militärkommandos übertragen. At­
Ausnahme der Bestimmungen der §§ 37, 39, 50 tikel V Z. 1 des zitierten Bundesgesetzes sieht 
und 56 anzuwenden haben. Wird diese Auf- daher vor, daß, soweit in anderen bundesgesetz­
zählung durch die Anführung der Vollzugsbe- lichen Vorschriften Bestimmungen enthalten sind, 
hörden erster Instanz und der Vollzugsoberbe- die das Ergänzungskommando: betreffen, diese 
hörden ergänzt, so bedeutet dies folgendes: Bestimmungen nunmehr für das Militärkom-

1. Das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz mando gelten. Die Novellierung des EGVG., die 
gilt in einem behördlichen Verfahren der Voll- durch die Schaffung des Strafvollzugsgesetzes er­
zugsbehörden, soweit es sich nicht um ein Ver- forderlich wurde, soll zum Anlaß genommen 
waltungsstrafverfahren handelt. Die im Ein- werden, aus Gründen der Systematik in der Z. 24 
leitungssatz des Artikels II Abs. 2 lit. B des des Artikels II Abs. 2 lit. A die Ergänzungskom­
EGVG. 1950 enthaltenen Worte "in vollem Um- man dos -durch die Militärkommandos zu er­
fang" verdeutlichen lediglich den Umstand, daß setzen. 
das Verwaltungsstrafgesetz nur teilweise anzu-Die Militärkommandos haben aber auch Auf­
wenden ist, bedeuten aber nicht, daß besondere gaben in der Form von Akten der militärischen 
verfahrensrechtliche Regelungen, die in dem Ent- Befehlsgewalt zu vollziehen. Diese Akte sollen, 
wurf eines Strafvollzugsgesetzes als leges speciales wie dies auch bei sonstigen Weisungen regelmäßig 
vorgesehen sind, nicht zu beachten wären. ("gI. aber etwa als Ausnahme Artikel 81 a Abs. 4 

2. Das Verwaltungsstrafgesetz ist von den und Artikel 130 Abs. 1 letzter Satz B.-VG.) der 
Vollzugsbehörden insoweit anzuwenden, als diese Fall ist, nicht in einem förmlichen Verfahren er­
Behörden zur Ahndung von Verwaltungsüber- I lassen werden. 
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